
  

 
 
 

Nds. Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz 

Hannover, 04.05.2026 

 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Änderung des Wärmepla-

nungsgesetzes 

Anlass: Länderanhörung durch das BMWE vom 28.04.2026 

 

 

Vorbemerkung 

Die Frist der Länderanhörung war sehr knapp bemessen und eine umfassende Prü-

fung des Gesetzentwurfs in diesem Zeitraum nicht möglich. Die hiesige Stellung-

nahme kann deshalb nicht als abschließend betrachtet werden. 

 

Stellungnahme 

Grundsätzliche Anmerkung 

Das bisherige GEG hat eine klare Fristenkongruenz geschaffen, indem seine Vor-

gaben unmittelbar an die Zeitpunkte der kommunalen Wärmeplanung gekoppelt 

sind – eine Systematik, die das geplante Gebäudemodernisierungsgesetz gemäß 

Eckpunktepapier mit Wegfall der 65 Prozent-Vorgabe nicht fortführt. Das bisherige 

Zusammenspiel aus ordnungsrechtlichen Vorgaben des GEG und der kommunalen 

Wärmeplanung ist aus Sicht des Niedersächsischen Umweltministeriums ein zent-

raler Erfolgsfaktor für die Wärmewende und sollte erhalten bleiben. Diese Synchro-

nisierung wird als eine wesentliche Grundlage für verlässliche Investitionsentschei-

dungen gesehen. Vor diesem Hintergrund befürwortet das Niedersächsische Um-

weltministerium, der kommunalen Wärmeplanung künftig eine stärkere steuernde 

und priorisierende Funktion zuzuweisen. Diese Rolle könnte durch ein zielgerichte-

tes und abgestimmtes Förderregime flankiert werden, um die Umsetzung effizient 

zu unterstützen. Das Niedersächsische Umweltministerium spricht sich dafür aus, 

Energieinfrastrukturen für die Wärmeversorgung so weiterzuentwickeln, dass paral-

lele Strukturen – etwa Wärmenetze, ein leistungsfähigeres Stromverteilnetz sowie 

gegebenenfalls vorzuhaltende Gasnetze im Rahmen einer möglichen Grüngas-

quote – möglichst geringgehalten werden. Eine Bündelung der Infrastrukturentwick-

lung kann dazu beitragen, Ressourcen effizient einzusetzen und zusätzliche Kosten 

zu vermeiden. 
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Zum Gesetzentwurf im Einzelnen: 

1. Vereinfachung der Wärmeplanung für kleine Kommunen bis 15.000 EW 

Mit der sog. „kleinen Wärmeplanung“ soll ein zusätzliches, stark vereinfachtes Ver-

fahren für Kommunen mit 15.000 oder weniger Einwohner geschaffen werden (§ 

22a WPG-E). In Niedersachsen könnten theoretisch ca. 240 Samt- und Einheitsge-

meinden eine solche „kleine Wärmeplanung“ durchführen. Das sind deutlich mehr 

als die Hälfte der 403 planungsverantwortlichen Stellen in Niedersachsen. 

Mit der “kleinen Wärmeplanung” wird eine weitere Option geschaffen, die den Kom-

munen zusätzlich zur der standardmäßigen Wärmeplanung, der verkürzen Wärme-

planung (§ 14 WPG) sowie der vereinfachten Wärmeplanung (§ 22 WPG i.V.m. § 

21 NKlimaG) zur Verfügung steht. Daraus ergeben sich viele Fragen, welcher An-

satz nun der Richtige für die Kommune ist. Aus den verschiedenen Möglichkeiten 

und deren Zusammenspiel wird ein großes Risiko der Verunsicherung bei den Kom-

munen gesehen. Hinzu kommt, dass bislang keine Handreichungen, Musterleis-

tungsverzeichnisse oder andere Unterstützungsangebote für die “kleine Wärmepla-

nung” vorliegen. Dies wird vielerorts voraussichtlich zu einer abwartenden Hal-

tung und weiteren Verlusten an wertvoller Zeit für die Wärmewende führen.   

Es wird zudem die Gefahr gesehen, dass methodische Unterschiede in Abhängig-

keit von der Kommunengröße auftreten und in kleineren Kommunen Chancen über-

sehen oder nicht ausreichend berücksichtigt werden. Die Einbeziehung des 

Knowhows der lokalen Akteure sowie die örtlichen Gegebenheiten sollte auch wei-

terhin im Blick behalten werden und stellt insbesondere bei kleineren Kommunen 

einen wichtigen Erfolgsfaktor für den Wärmeplan dar. 

Das Verfahren der „kleinen Wärmeplanung“ soll optional sein und ohne Umsetzung 

in Landesrecht umsetzbar sein. In Niedersachsen macht die Einführung einer „klei-

nen Wärmeplanung“ jedoch eine Prüfung der Konnexitätsregelungen erforderlich. 

Im Falle einer erforderlichen Anpassung würde dies ein neues Gesetzgebungsver-

fahren nach sich ziehen. 

Die Vereinfachung durch das neue Verfahren wird seitens des BMWE auf bis zu 80 

% des bisherigen Aufwandes geschätzt, wobei aus den im Gesetzesentwurf geschil-

derten Abläufen der “kleinen Wärmeplanung” nicht eindeutig klar wird, wie eine Auf-

wandsreduktion von etwa 80 % erreicht werden soll. Es ist positiv hervorzuheben, 

dass die Beteiligung gemäß § 7 WPG beibehalten werden soll. Gleichwohl die Ak-

teursbeteiligung für viel Arbeit sorgt, ist sie ein wichtiger Bestandteil der Wärmepla-

nung und essenziell für die Vernetzung von Akteuren sowie das Gelingen der Wär-

mewende.  Bei aller Vereinfachung und Aufwandsreduktion muss die Sinnhaftigkeit 

und Aussagekraft der Wärmeplanung erhalten bleiben. Auch wenn der Wärmeplan 

gesetzlich unverbindlich ist, braucht es in den Kommunen eine kritische Auseinan-

dersetzung mit dem Thema. Zudem müssen die Aussagen des Wärmeplans eine 
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klare Orientierung für zielgerichtete Maßnahmen liefern. Dies sollte auch weiterhin 

durch das Bundesgesetz sichergestellt sein. 

Viele Kommunen haben bereits mit der kommunalen Wärmeplanung auch mit Bun-

desförderung begonnen. Eine neue Schwelle führt zu Verunsicherung und Stopp 

begonnener Planungen ggf. mit Förderung aus. Niedersachsen spricht sich daher 

gegen eine neue Schwelle für kleine Kommunen bis 15.000 EW aus, zumal Rechts-

unsicherheit durch die Konnexitätsfragen und Detailregelungen in den Ländergeset-

zen besteht. 

 

2. Vereinfachung der Datenerhebung und Beseitigung rechtlicher Unklarheiten 

Die Verwendung von Wärmebedarfsdaten anstelle von Wärmeverbrauchsdaten ist 

gemäß § 15 WPG auch heute bereits zulässig und schafft somit keine Vereinfa-

chung.  

Die Erhebung von Schornsteinfegerdaten bleibt aus hiesiger Sicht weiterhin sinnvoll, 

da diese Daten Aufschluss über die aktuelle Versorgungsstruktur und eingesetzten 

Energieträger geben. Es wird begrüßt, dass die Erhebung (aggregierter) Energie-

verbrauchsdaten von kleinen Kommunen auch weiterhin möglich sein wird, wenn 

die planungsverantwortliche Stelle dies für sinnvoll erachtet. 

Die Weiternutzung von Daten wird auf die Umsetzung der Wärmepläne beschränkt, 

was gegenüber § 10 Abs. 5 WPG in der aktuellen Fassung aus hiesiger Sicht eine 

Verschlechterung darstellt. Die Verwendung der erhobenen Daten für THG-Bilan-

zen, Klimaschutzkonzepte oder anderen, nicht direkt im Wärmeplan genannten An-

wendungen wird damit erschwert. Zum Beispiel ist der Wegfall der ausdrücklich be-

nannten zulässigen Sekundärnutzungen (z. B. für integrierte Städtebauförder- oder 

Quartierskonzepte) kritisch zu bewerten, da dies die integrierte Stadt- und Infra-

strukturplanung der Länder und Kommunen einschränken kann. Es wird daher an-

geregt, im weiteren Gesetzgebungsverfahren klarstellend sicherzustellen, dass eng 

mit der Wärmeplan-Umsetzung verbundene Fachplanungen weiterhin datenschutz-

konform ermöglicht bleiben. Da es sich i.d.R. nicht um personenbezogene Daten 

handelt, sollte klargestellt werden, inwiefern die für die Wärmeplanung erhobenen 

Daten wirklich einer Einschränkung unterliegen und für eine weiterführende Nutzung 

unzulässig sind.   

Die in Anlage 1 genannten Abstufung nach Schwellenwerten für den Verbrauch oder 

die installierte Leistung ist zu begrüßen, da die Unterteilung nach Einfamilienhäu-

sern und Mehrfamilienhäusern nicht eindeutig war und zu Verwirrungen geführt 

hat.   

Leider dürfen nach Gesetzesentwurf auch weiterhin keine Informationen / Daten zu 

strombetriebenen Heizungen (Wärmepumpen, Stromdirektheizungen) erhoben und 

verarbeitet werden. Dies verfehlt die Realität und sorgt für Datenlücken in der 
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Wärmeplanung. Der Bestand an strombetriebenen Heizungen ist für die weitere Pla-

nung des Energiesystems und der damit verbundenen Infrastrukturen relevant.  

Zudem soll die Erhebung von Informationen zu Niederspannungsnetzen entfallen 

(Anlage 1 Nr. 8 WPG). Diese Informationen ist ebenfalls von besonderer Bedeutung 

für das Energiesystem, insbesondere bei einer dezentralen Wärmeversorgung.   

 

3. Übermittlung der Ergebnisdaten 

Kritisch wird die neu vorgesehene direkte Übermittlung von ohnehin in den Wärme-

plänen veröffentlichten Ergebnisdaten an den Bund gesehen. Eine solche Daten-

übermittlung erfolgt in Niedersachsen bereits direkt an das Land (§ 23 Abs. 2) und 

würde daher eine sich doppelnde Mehrarbeit für die Kommunen bedeuten. Vor dem 

Hintergrund des angestrebten Bürokratieabbaus wird empfohlen, in den Ländern, 

die bereits eine Datenerhebung in den Landesgesetzen verankert haben, aus-

schließlich auf diese Landesdaten zuzugreifen. 

 

4. Einführung einer Kälteplanung 

Mit der Kälteplanung (§ 21a Gesetzesentwurf) wird eine gänzlich neue Aufgabe for-

muliert, die planungsverantwortlichen Stellen mit mehr als 45.000 EW übertragen 

werden soll. Aus dem Gesetzesentwurf ergeben sich Überschneidungen zu Klima-

folgenanpassung, die bislang nicht Teil der Wärmeplanung war (Stichwort: Abgleich 

mit Hitzeaktionsplänen). Zudem betrifft die Kälteplanung insbesondere Unterneh-

men. Dieser Akteurskreis ist erfahrungsgemäß häufig schwieriger zu aktivieren. Es 

wird mehr Austausch und Einbindung erforderlich, was zu einem größeren Zeitauf-

wand führt.  

Für die Aufstellung der Kältepläne ist eine einheitliche und vergleichbare Datenba-

sis unabdingbar. Dies betrifft beispielsweise die Hitzebelastungskarten. Hier wird 

eine Bereitstellung der Hitzebelastungskarten durch den Bund erwartet, um bun-

desweit mit den gleichen Daten, Definitionen, Klimaprojektionen und THG-Szena-

rien zu planen. Andernfalls entstehen uneinheitliche Datengrundlagen, die zu-

dem durch die Kommunen selbst finanziert werden müssten und durch die Län-

der aufwändig zu prüfen wären. Hier sind Vorgaben und Standards zu setzen. Es 

sollte vom Bund daher sichergestellt werden, dass entsprechende Leitfäden, Hand-

reichungen, Tools etc. bis zum Zeitpunkt der erforderlichen Fortschreibung verfüg-

bar sind.  

Die Definition eines neuen Pflichtbestandteils in der Umsetzung bedingt damit ggf. 

eine Anpassung der Konnexität. Hier wird ein Ausgleich der zusätzlichen Kosten 

durch den Bund erwartet. 
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5. Fortschreibung der Wärmeplanung 

Die neuen Vorgaben für die Fortschreibung der Wärmepläne gemäß Gesetzesent-

wurf decken sich zwar mit den Fristen nach WPG, ignorieren jedoch die Realität, 

dass in vielen Bundesländern bereits Wärmepläne vor der gesetzlichen Frist vorla-

gen. Daraus ergeben sich teilweise lange Zeiträume bis zur ersten Fortschreibung 

der Wärmeplanung. So gehen Möglichkeiten für eine frühzeitige Nachsteuerung und 

das Anschieben weiterer Maßnahmen verloren. Insbesondere mit Blick auf das nie-

dersächsische Ziel der Treibhausgasneutralität bis 2040 braucht es bei Bedarf ein 

früheres Nachsteuern und früheres Anpassen der Wärmepläne. Auch hier wird ein 

Risiko gesehen, dass zusätzliche Verunsicherung geschaffen wird, wann welche 

Kommune bis zu welchem Zeitpunkt fortzuschreiben hat.   

 

6. Erneuerbare Energien und unvermeidbare Abwärme in neuen Wärmenetzen 

Die Beibehaltung der 65-Prozent-Vorgabe für erneuerbare Wärme und unvermeid-

barer Abwärme in neuen Wärmenetzen wird begrüßt. Sie ist ein wesentlicher Hebel 

zur Erreichung der Klimaschutzziele im Wärmesektor, der bislang hinter den Minde-

rungszielen zurückbleibt. Gleichzeitig sorgt die Vorgabe für Investitions- und Pla-

nungssicherheit bei Kommunen und Versorgern und verhindert den Aufbau neuer 

fossiler Lock-in-Strukturen. Ein klares, verbindliches Mindestniveau ist entschei-

dend, um die Dekarbonisierung der Wärmenetze konsequent voranzubringen und 

langfristig bezahlbare, klimaneutrale Wärme zu sichern. 

 

 

 


